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Kurztitel 

Abkommen über die Zusammenarbeit zur Bekämpfung von Betrug und sonstigen rechtswidrigen 
Handlungen EG, Mitgliedstaaten, Schweiz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. III Nr. 66/2018 

Typ 

Vertrag - Multilateral 

§/Artikel/Anlage 

Art. 2 

Inkrafttretensdatum 

21.03.2018 

Index 

59/04 EU - EWR 

Beachte 

Für das Inkrafttreten des Abkommens ist gemäß Art. 44 Abs. 2 die Ratifikation bzw. Genehmigung aller 
im Abkommen genannten Vertragsparteien erforderlich. Da nicht absehbar ist, wann diese Voraussetzung 
erfüllt sein wird, hat die Republik Österreich am 21. Dezember 2017 eine Erklärung über die vorläufige 
Anwendung gemäß Art. 44 Abs. 3 des Abkommens abgegeben. Das Abkommen ist daher zwischen 
Österreich und den nachstehend angeführten Vertragsparteien, die laut Mitteilung des Generalsekretärs 
ebenfalls die vorläufige Anwendung gemäß Art. 44 Abs. 3 erklärt haben, ab dem 21. März 2018 
anwendbar. Daher wurde dies als Inkrafttretensdatum dokumentiert. Der Zeitpunkt des tatsächlichen 
Inkrafttretens des Abkommens wird zu einem späteren Zeitpunkt kundgemacht. 

Text 

ARTIKEL 2 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Abkommen findet in folgenden Bereichen Anwendung: 

a) verwaltungs- und strafrechtliche Verhinderung, Aufdeckung, Untersuchung, Verfolgung und 
Ahndung von Betrug und sonstigen rechtswidrigen Handlungen, die die finanziellen Interessen der 
Vertragsparteien beeinträchtigen, in Bezug auf: 

 − den Warenverkehr, der gegen zoll- und agrarrechtliche Vorschriften verstößt; 

 − den Waren- und Dienstleistungsverkehr, der gegen steuerrechtliche Vorschriften auf dem Gebiet 
der Mehrwertsteuer, der besonderen Verbrauchssteuern und der Verbrauchssteuern verstößt; 

 − die Vereinnahmung oder die Zurückbehaltung von Mitteln – einschließlich der Verwendung 
dieser Mittel für andere als die Zwecke, für die sie ursprünglich bewilligt wurden –, die aus dem 
Haushalt der Vertragsparteien oder aus Haushalten stammen, die von ihnen oder für ihre 
Rechnung verwaltet werden, z. B. Subventionen und Erstattungen; 

 − die Ausschreibungsverfahren für die von den Vertragsparteien vergebenen Aufträge; 
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b) Beschlagnahme und Einziehung geschuldeter oder zu Unrecht vereinnahmter Beträge, die sich aus 
den in Buchstabe a genannten rechtswidrigen Handlungen ergeben. 

(2) Die Zusammenarbeit im Sinne der Titel II (Amtshilfe) und III (Rechtshilfe) kann nicht allein mit der 
Begründung abgelehnt werden, dass das Ersuchen eine Straftat betrifft, die in der ersuchten Vertragspartei 
als Steuerdelikt eingestuft ist, oder dass das Recht der ersuchten Vertragspartei eine bestimmte Art von 
Abgaben oder Ausgaben nicht kennt oder nicht dieselbe Art von Rechtsvorschriften oder dieselbe 
rechtliche Einstufung der Taten enthält wie das Recht der ersuchenden Vertragspartei. 

(3) Das Waschen der Erträge aus den unter dieses Abkommen fallenden Handlungen fällt in seinen 
Anwendungsbereich, sofern die zugrunde liegenden Taten nach dem Recht beider Vertragsparteien mit 
einer Freiheitsstrafe oder die Freiheit beschränkenden Maßregel der Sicherung und Besserung im 
Höchstmaß von mehr als sechs Monaten bedroht sind. 

(4) Die direkten Steuern sind vom Anwendungsbereich dieses Abkommens ausgeschlossen. 
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